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Senat III der Gleichbehandlungskommission 

Prüfungsergebnis gemäß § 12 GBK/GAW-Gesetz 

 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission (GBK) beim Bundeskanzleramt gelangte am 

20. Mai 2021 über den am … eingelangten Antrag der Anwältin für die Gleichbehandlung ohne 

Unterschied des Geschlechts oder der ethnischen Zugehörigkeit in sonstigen Bereichen be

treffend die Überprüfung einer Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes durch eine Diskri

minierung aufgrund des Geschlechts beim Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und 

Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, durch den Antragsgegner 

 Herr X 

gemäß § 31 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 1 Gleichbehandlungsgesetz (in der Folge GlBG; idF BGBl. I 

Nr. 34/2015) nach Durchführung eines Verfahrens gemäß § 12 GBK/GAW-Gesetz (idF BGBl. I 

Nr. 107/2013) iVm § 11 Gleichbehandlungskommissions-GO (idF BGBl. II Nr. 275/2013) zur 

Auffassung, dass durch den Antragsgegner eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des 

Geschlechts beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen vorliegt. 
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Der Sachverhalt stellte sich laut Antrag im Wesentlichen wie folgt dar: 

Der Gleichbehandlungsanwaltschaft (GAW) sei im Rahmen ihrer Tätigkeit bekannt geworden, 

dass der Antragsgegner für seine Friseurdienstleistungen unterschiedliche Preise für Damen 

und Herren bzw. Mädchen und Buben anführe.  

So würde das „Herren-Komplett-Service“ ab € 38,- angeboten. Damen würden aber schon für 

„Wash-Cut and Go (ohne Föhnen) € 46,- bezahlen. Mit Föhnen seien ab € 78,- zu bezahlen. 

 

Vom Antragsgegner langte keine Stellungnahme beim Senat III der GBK ein. 

 

In der Sitzung des Senates III der Gleichbehandlungskommission am … wurde der Antragsgeg

ner befragt, gestand den Sachverhalt zu und erläuterte seine Preisgestaltung im Wesentli

chen: 

Nach eingehender Erörterung des Gleichbehandlungsgesetzes sagte der Antragsgegner eine 

gleichbehandlungskonforme Änderung seiner Preisgestaltung binnen eines Monats zu. 

 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission hat folgenden Sachverhalt festgestellt: 

Der Senat III hatte den Fall einer unmittelbaren Diskriminierung aufgrund des Geschlechts ge

mäß § 31 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 1 leg.cit. zu prüfen, nämlich, ob Personen aufgrund ihres Ge

schlechts bei der Inanspruchnahme der Friseurdienstleistungen des Antragsgegners weniger 

günstig behandelt werden oder die unterschiedliche Behandlung aus vom Gleichbehandlungs

gesetz nicht sanktionierten Gründen erfolgte und dem Antragsgegner der Beweis darüber im 

Verfahren gelungen ist.  

Die relevanten Bestimmungen des Gleichbehandlungsgesetzes (GlBG) lauten: 



                                                                   

 

3 

 

 

§ 30. (1) Für das Merkmal des Geschlechts gelten die Bestimmungen dieses Abschnittes für 

Rechtsverhältnisse einschließlich deren Anbahnung und Begründung und für die Inanspruch

nahme oder Geltendmachung von Leistungen außerhalb eines Rechtsverhältnisses beim Zu

gang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur 

Verfügung stehen, einschließlich Wohnraum, sofern dies in die unmittelbare Regelungskompe

tenz des Bundes fällt. 

§ 31. (1) Auf Grund des Geschlechts, insbesondere unter Bezugnahme auf den Familien

stand oder den Umstand, ob jemand Kinder hat, oder der ethnischen Zugehörigkeit darf nie

mand unmittelbar oder mittelbar beim Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und 

Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur Verfügung stehen, einschließlich Wohnraum, dis

kriminiert werden. Diskriminierungen von Frauen auf Grund von Schwangerschaft oder Mut

terschaft sind unmittelbare Diskriminierungen auf Grund des Geschlechts. 

§ 32. (1) Eine unmittelbare Diskriminierung liegt vor, wenn eine Person auf Grund eines in 

§ 31 genannten Grundes in einer vergleichbaren Situation eine weniger günstige Behandlung 

erfährt, als eine andere Person erfährt, erfahren hat oder erfahren würde.  

§ 38. (1) Bei Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes des § 31 hat die betroffene Person 

Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens und eine Entschädigung für die erlittene persön

liche Beeinträchtigung. 

… 

(3) Insoweit sich im Streitfall die betroffene Person auf einen Diskriminierungstatbestand 

im Sinne der §§ 31 oder 35 beruft, hat er/sie diesen glaubhaft zu machen. Dem/der Beklagten 

obliegt es bei Berufung auf § 31 zu beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahr

scheinlicher ist, dass ein anderes vom/von der Beklagten glaubhaft gemachtes Motiv für die 

unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war oder ein Rechtfertigungsgrund im Sinne 

des § 32 Abs. 2 oder des § 33 vorliegt. Bei Berufung auf § 35 obliegt es dem/der Beklagten zu 

beweisen, dass es bei Abwägung aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass die vom/von der 

Beklagten glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahrheit entsprechen. 
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Der Antragsgegner ist der am … vor dem Senat III zugesagten Änderung seiner Preisgestaltung 

nicht nachgekommen. Laut der auf der Website des Antragsgegners (…) auffindbaren Preis

liste kostet das unter der Rubrik „H“ angeführte „H-Komplett Service“ ab € 35,20. Für dieses 

Service werden laut Website 30 – 45 Minuten Arbeitszeit veranschlagt. 

Ein Äquivalent im Sinne eines „Damen Komplett Service“ findet sich auf der Website des An

tragsgegners nicht. Das günstigste unter der Rubrik „D“ (Damen) in Arbeitsaufwand und an

gebotener Dienstleistung vergleichbare Angebot (Waschen, Schneiden, Föhnen inkl. Pflege 

bei 45 – 60 Minuten Zeitaufwand) kostet ab € 68,-. 

 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission hat erwogen: 

Der Senat III bejahte in seiner Sitzung vom 20. Mai 2021 die Frage einer unmittelbaren Diskri

minierung aufgrund des Geschlechts durch den Antragsgegner iSd § 32 Abs. 1 GlBG.  

Das Gleichbehandlungsgebot verbietet eine Diskriminierung auf Grund des Geschlechts beim 

Zugang zu und der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen, die der Öffentlichkeit zur 

Verfügung stehen. Der Antragsgegner betreibt einen Friseursalon, welcher gegen Entgelt von 

einer unbestimmten Öffentlichkeit genutzt werden kann. Diese Dienstleistungen sind somit 

vom Geltungsbereich des Gleichbehandlungsgesetzes umfasst (§ 30 leg.cit.). 

Die nach Geschlecht (Herren, Damen) geführten Preislisten des Antragsgegners bieten keine 

namensgleichen Dienstleistungen an.  

Für Männer kostet das unter der Rubrik „H“ angeführte „H-Komplett Service“ ab € 35,20. Für 

dieses Service werden laut Website 30 – 45 Minuten Arbeitszeit veranschlagt. Das günstigste 

unter der Rubrik „D“ (Damen) in Arbeitsaufwand und angebotener Dienstleistung vergleich

bare Angebot (Waschen, Schneiden, Föhnen inkl. Pflege bei 45 – 60 Minuten Zeitaufwand) 

kostet ab € 68,-.  

Ein „Damen-Komplett Service“ zum selben Preis wie das „H-Komplett Service“ findet sich auf 

der Website des Antragsgegners nicht. 
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Darüber hinaus wird in der Damenpreisliste zwischen der Haarlänge unterschieden (kurz, mit

tel, lang), was sich auch preislich auswirkt. In der Herrenpreisliste findet sich keine preisliche 

Unterscheidung nach der Haarlänge.  

Indem Frauen für die Inanspruchnahme der günstigsten Dienstleistung des Antragsgegners 

(außer Föhnen alleine) einen Preis in der Höhe ab € 68,- zu bezahlen haben, während Männer 

für ein „H-Komplett Service“ einen Preis ab € 35,20 zu bezahlen haben, werden sie gegenüber 

Männern gemäß § 32 Abs. 1 leg.cit. in einer vergleichbaren Situation weniger günstig behan

delt.  

Gemäß § 38 Abs. 3 leg.cit. obliegt es dem/der Antragsgegner/in zu beweisen, dass es bei Ab

wägung aller Umstände wahrscheinlicher ist, dass ein anderes vom/von der Antragsgegner/in 

glaubhaft gemachtes Motiv für die unterschiedliche Behandlung ausschlaggebend war.  

Unter Zugrundelegung des § 38 Abs. 3 leg.cit. ist es der Antragsgegnerin nicht gelungen, den 

Vorwurf der Diskriminierung gemäß § 31 Abs. 1 iVm 32 Abs. 1 leg.cit. zu entkräften.  

 

Der Senat III kam daher zur Auffassung, dass durch den Antragsgegner eine Verletzung des 

Gleichbehandlungsgebotes durch eine unmittelbare Diskriminierung aufgrund des Ge

schlechts gemäß § 31 Abs. 1 iVm § 32 Abs. 1 Gleichbehandlungsgesetz vorliegt. 

Der Senat III der Gleichbehandlungskommission hält es daher für notwendig, dass der An

tragsgegner sich mit der geltenden Rechtslage vertraut macht, das Gleichbehandlungsgesetz 

respektiert und in Hinkunft alle Menschen, ungeachtet ihres Geschlechts, preislich gleichbe

handelt. 

Insbesondere sollen durch den Antragsgegner taugliche innerbetriebliche Strukturen zur 

Vermeidung von Diskriminierungen geschaffen werden, wie gründliche Schulungen der Mit

arbeiter und Mitarbeiterinnen hinsichtlich aller relevanten Gesetzesmaterien, insbesondere 

des Gleichbehandlungsgesetzes.  
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Ferner soll auf der Homepage des Antragsgegners (…) ab sofort ein gut erkennbarer und 

dauerhafter Hinweis auf die Existenz des Gleichbehandlungsgesetzes aufgenommen wer

den, sowie an derselben Stelle explizit darauf hingewiesen werden, dass niemand aufgrund 

des Geschlechts diskriminiert wird und dass sich Personen zur Beratung an die Gleichbe

handlungsanwaltschaft wenden können. 

 

 

20. Mai 2021 

Dr.in Maria Wais 

(Vorsitzende) 

 

Hinweis: Gemäß § 12 Abs. 3 GBK/GAW-Gesetz sind die Vorschläge der Gleichbehandlungs

kommission binnen zwei Monaten umzusetzen. Wenn einem Auftrag gemäß 

§ 12 Abs. 3 GBK/GAW-Gesetz (siehe obige Vorschläge des Senates III) nicht binnen zwei Mo

naten entsprochen wird, kann jede im Senat III vertretene Interessenvertretung gemäß 

§ 12 Abs. 4 GBK/GAW-Gesetz auf Feststellung der Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes 

klagen. 


